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1 PRÜFUNGSAUFTRAG 

 

Die Jahresabschlussprüfung des Eigenbetriebes obliegt nach § 157 NKomVG dem für die 

Kommune zuständigen Rechnungsprüfungsamt. Da die Stadt Wiesmoor über ein eige-

nes Rechnungsprüfungsamt nicht verfügt, wird die Rechnungsprüfung gemäß § 153 Abs. 

3 NKomVG vom Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Aurich durchgeführt. 

 

Nach § 29 der Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) sind in der Jahresabschlussprüfung 

der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchführung des Eigenbetriebes daraufhin 

zu prüfen, ob sie den Rechtsvorschriften entsprechen. Die Jahresabschlussprüfung bein-

haltet auch die Prüfung, ob die Geschäftsführung des Eigenbetriebes ordnungsgemäß 

erfolgt und ob der Eigenbetrieb wirtschaftlich geführt wird. Zu berücksichtigen sind die 

Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, der Liquidität und der Rentabili-

tät, die Verlust bringenden Geschäfte und die Ursachen von Verlusten, wenn diese sich 

nicht nur unerheblich auf die Vermögens- und Ertragslage ausgewirkt haben, und die 

Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen Jahresfehlbetrages. 

 

Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Aurich hat den Jahresabschluss zum  

31. Dezember 2016 unter Einbeziehung der zugrunde liegenden Buchführung und den 

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2016 gemäß §§ 316 ff. Handelsgesetzbuch (HGB) so-

wie der Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) geprüft. 

  

Der Jahresabschluss wurde nach den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung und den 

für „große“ Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbuches auf-

gestellt. 

 

Bei der Prüfung waren auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Haushalts-

grundsätzegesetzes (HGrG) zu beachten. 

 

 

2 STELLUNGNAHME ZUR LAGEBEURTEILUNG DER 
   BETRIEBSLEITUNG 

 

Im folgenden Abschnitt gibt das Rechnungsprüfungsamt zusammengefasst die Beurtei-

lung der Lage des Eigenbetriebes durch die Betriebsleitung wieder. 

 

Die Betriebsleitung erläutert im Lagebericht den Geschäftsverlauf und die Lage des Un-

ternehmens. Des Weiteren geht sie auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Ei-

genbetriebes ein und nimmt Ausblick auf zukünftige Chancen und Risiken. 

 

Im Geschäftsjahr 2016 schließt der Eigenbetrieb mit einem Jahresüberschuss in Höhe 

von 1,7 T€ (Vorjahresüberschuss 0,8 T€) ab. Das Ergebnis blieb damit unter dem erwar-

teten Jahresgewinn von 2,2 T€. 
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Die voraussichtliche Entwicklung in 2017 wird von der Betriebsleitung positiv gesehen. 

Im Wirtschaftsjahr 2017 werden Erträge in einer geplanten Höhe von 1.769 T€ bei ei-

nem Jahresgewinn von 2,2 T€ erwartet. Der Investitionsplan sieht Investitionen in einer 

Höhe von 60 T€ vor. Risiken in der zukünftigen Entwicklung des Eigenbetriebes werden 

nicht erwartet. 

 

Die Beurteilung der Lage des Eigenbetriebes einschließlich der dargestellten Risiken 

durch den Betriebsleiter ist plausibel. Nach dem Ergebnis dieser Prüfung und den dabei 

gewonnenen Erkenntnissen ist die Lagebeurteilung dem Umfang nach angemessen und 

inhaltlich zutreffend. Die Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Fort-

bestand des Eigenbetriebes gefährdet wäre. 

 

 

3 GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 

 

Gegenstand dieser Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss zum 

31.12.2016 und der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2016. Diese wurden daraufhin 

geprüft, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und die sie ergänzenden 

Bestimmungen der Betriebssatzung beachtet worden sind.  

 

Den Lagebericht hat das Rechnungsprüfungsamt zusätzlich daraufhin geprüft, ob er mit 

dem Jahresabschluss und den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im Einklang 

steht und insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Eigenbetriebes ver-

mittelt. Dabei wurde auch geprüft, ob die Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend 

dargestellt sind (IDW PS 350). 

 

Im Rahmen dieser Prüfung hat das Rechnungsprüfungsamt ferner geprüft, ob die Be-

triebsleitung geeignete Maßnahmen getroffen hat, damit Entwicklungen, die den Fort-

bestand des Eigenbetriebes gefährden, frühzeitig erkannt werden. Das RPA hat sich da-

von überzeugt, dass die vorgesehenen Maßnahmen den Auftrag des Eigenbetriebes si-

cherstellen. 

 

Verbessert hat sich insbesondere die kurz- und mittelfristige Auftrags- und Finanzpla-

nung vor allem in Bezug auf die Ergebnisrechnung. 

 

Bei der Prüfung hat das Rechnungsprüfungsamt die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 HGrG und den hierzu vom IDW veröffentlichten IDW- Prüfungsstandard „Bericht-

erstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG“ (IDW PS 720) 

beachtet. 

 

Die Beurteilung der Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbesondere ob alle 

Wagnisse bedacht und ausreichend versichert sind, wurde nicht erneut geprüft. 

 

Die Betriebsleitung des Eigenbetriebes ist für die Buchführung und die Aufstellung von 

Jahresabschluss und Lagebericht sowie die dem RPA gemachten Angaben verantwort-

lich. Aufgabe des Rechnungsprüfungsamtes ist es, die von der Betriebsleitung vorgeleg-

ten Unterlagen und die gemachten Angaben im Rahmen der pflichtgemäßen Prüfung zu 

beurteilen. 
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Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Aurich (KAR Bruno Smit) hat die Prüfung in 

der Zeit vom 28.03. bis 03.04.2017  in den Geschäftsräumen des Eigenbetriebes durch-

geführt. 

 

Bei der Durchführung der Prüfung wurden die Vorschriften der §§ 316 ff. HGB und die in 

den Prüfungsstandards des IDW niedergelegten Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung beachtet. Danach wurde die Prüfung problemorientiert so angelegt, dass 

Unrichtigkeiten und Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Dar-

stellung des den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, zu erkennen waren. Gegenstand der Prü-

fung war nicht die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände (wie z. B. 

Untreuehandlungen oder Unterschlagungen) und außerhalb der Rechnungslegung be-

gangene Ordnungswidrigkeiten. 

 

Die Prüfung wurde jedoch so angelegt, dass diejenigen Unregelmäßigkeiten, die für die 

Rechnungslegung wesentlich sind, mit hinreichender Sicherheit aufgedeckt werden. Die 

Verantwortung für die Vermeidung und die Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten liegt 

bei der Betriebsleitung des Eigenbetriebes. 

 

Im Rahmen des risikoorientierten Prüfungsansatzes hat sich das Rechnungsprüfungsamt 

zunächst ein Urteil über die wirtschaftliche und rechtliche Situation des Eigenbetriebes 

gebildet. In Gesprächen mit der Betriebsleitung und den Mitarbeitern des Eigenbetrie-

bes hat sich das Rechnungsprüfungsamt anschließend ein Bild über die Geschäftsrisiken, 

die zu wesentlichen Fehlern in der Rechnungslegung führen können, gemacht. Dabei 

wurden die von der Betriebsleitung getroffenen Maßnahmen zur Steuerung dieser Ge-

schäftsrisiken (internes Kontrollsystem) im Hinblick auf ihre Angemessenheit beurteilt.  

 

Für verschiedene Bereiche wurden Einzelfallprüfungen (auf der Basis von Stichproben) 

und analytische Prüfungshandlungen durchgeführt. 

Aus den bei der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich folgende 

Prüfungsschwerpunkte: 

 

• Entwicklung des Anlagevermögens (Prüfung der rechnerischen Richtigkeit und 

Übereinstimmung mit der Finanzbuchhaltung), 

• Verprobung der Abschreibungen (Abstimmung Anlagenspiegel mit GuV), 

• Prüfung, ob die erforderlichen Angaben im Anhang enthalten und zutreffend 

sind, 

• Rückstellungen, 

• Entwicklung der Umsatzerlöse, 

• weitere Einzelsachverhalte mit Auswirkungen auf die Darstellung der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage. 

 

 

Zur Prüfung des Nachweises der Vermögens- und Schuldenposten des Eigenbetriebes 

wurden die Bankauszüge eingesehen. 

 

Von der Betriebsleitung und den zur Auskunft benannten Personen sind alle erbetenen 

Aufklärungen und Nachweise bereitwillig erbracht worden. Der Betriebsleiter hat dem 

Rechnungsprüfungsamt  in der berufsüblichen Vollständigkeitserklärung schriftlich be-

stätigt, dass die in der Buchführung und dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 

alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse und Abgren-

zungen berücksichtigt, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten sowie alle erfor-

derlichen Angaben gemacht sind. Der Betriebsleiter hat hierin ferner erklärt, dass der 
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Lagebericht auch hinsichtlich erwarteter Entwicklungen alle für die Beurteilung der Lage 

des Eigenbetriebes wesentlichen Gesichtspunkte sowie die nach § 289 HGB erforderli-

chen Angaben enthält. Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Ge-

schäftsjahres haben sich nach dieser Erklärung nicht ergeben und sind dem RPA bei der 

Prüfung nicht bekannt geworden. 

 

4 FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZU RECHNUNGS- 
    LEGUNG, JAHRESABSCHLUSS UND LAGEBERICHT 

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

 

Entsprechend § 5 der EigBetrVO wird die Rechnung nach den Regeln der kaufmänni-

schen doppelten Buchführung geführt. Die Buchhaltung einschließlich Anlagenbuchhal-

tung und Jahresabschluss ist der Firma BDO Arbicon GmbH, Moslestr. 3, 26122 Olden-

burg  übertragen worden. 

 

Das im Eigenbetrieb bestehende rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem 

(IKS) ist nach den Feststellungen des Rechnungsprüfungsamtes  grundsätzlich geeignet, 

die vollständige und richtige Erfassung, Verarbeitung, Dokumentation und Sicherung des 

Buchungsstoffs zu gewährleisten. 

 

Die Informationen, die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommen wurden, 

führen zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und 

Lagebericht. 

 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unter-

lagen (einschließlich Belegwesen, internes Kontrollsystem, Kostenrechnung und Pla-

nungsrechnungen) nach den Feststellungen des Rechnungsprüfungsamtes den gesetzli-

chen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (und 

den ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung) entsprechen. Die Prüfung ergab 

keine Beanstandungen. 

 

Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Aurich hat in der Zeit vom 05.07. bis 

11.07.2016 und vom 28.03. bis 30.03.2017 jeweils eine Prüfung der Sonderkasse des Ei-

genbetriebes durchgeführt. Die Prüfung hat mit Blick auf § 40 GemKVO u.a. ergeben, 

dass 

 

• der Zahlungsverkehr im allgemeinen ordnungsgemäß abgewickelt wird, insbe-

sondere die Einnahmen und Ausgaben rechtzeitig und vollständig eingezogen 

oder geleistet worden sind, 

• die Bücher ordnungsgemäß geführt werden, insbesondere die Eintragungen in 

den Geschäftsbüchern den Regeln der kfm. Buchführung entsprechen,  

• die erforderlichen Belege vorhanden sind und nach Form und Inhalt den Vor-

schriften entsprechen, 

• der tägliche Bestand an Bargeld und auf den für den Zahlungsverkehr bei Kredit-

instituten errichteten Konten den notwendigen Umfang nicht überschreitet und 

• die Kassengeschäfte ordnungsgemäß und wirtschaftlich erledigt werden. 

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 
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4.1.2 Jahresabschluss 

 

Gemäß § 26 EigBetrVO hat die Betriebsleitung den Jahresabschluss, den Lagebericht 

und die Erfolgsübersicht innerhalb von drei Monaten, ausnahmsweise spätestens sechs 

Monate nach Schluss des Wirtschaftsjahres vorzulegen. Der Erstellungsbericht datiert 

vom 24. Februar 2017. Die Frist wurde somit eingehalten. 

 

Der Jahresabschluss wurde ordnungsgemäß aus den Konten des Eigenbetriebes entwi-

ckelt. Die Vermögens- und Schuldposten sind ausreichend nachgewiesen und richtig und 

vollständig erfasst. Sie sind unter Beachtung der Vorschriften des HGB für „große“ Kapi-

talgesellschaften und der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung angesetzt und 

bewertet. Der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit wurde beachtet. Der Ausweis ist 

nach den Vorschriften für „große“ Kapitalgesellschaften vorschriftsmäßig erfolgt. In den 

Anhang sind die erforderlichen Angaben richtig und vollständig aufgenommen. Er ent-

spricht den gesetzlichen Vorschriften. 

 

4.1.3 Lagebericht 

 

Der Lagebericht entspricht den gesetzlichen Vorschriften nach § 289 HGB. Er steht im 

Einklang mit dem Jahresabschluss und den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 

und vermittelt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Eigenbetriebes. 

Er geht vollständig und zutreffend auf die wesentlichen Chancen und Risiken der künfti-

gen Entwicklung ein. 

 

 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2016 ist zutreffend nach den Vorschriften für „große“ 

Kapitalgesellschaften gem. § 20 EigBetrVO aufgestellt worden.  

 

Die immateriellen Vermögensgegenstände sowie die Sachanlagen wurden zu Anschaf-

fungs- bzw. Herstellungskosten – vermindert um planmäßige Abschreibungen – bewer-

tet. Die Abschreibungen werden entsprechend der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdau-

er nach der linearen Methode vorgenommen. 

 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände wurden zum Nennbetrag ange-

setzt. Einzel- oder Pauschalwertberichtungen waren nicht vorzunehmen. 

 

Die Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflich-

tungen. Sie sind in dem Umfang angesetzt, der nach vernünftiger kaufmännischer Beur-

teilung notwendig ist. 

 

Verbindlichkeiten werden mit dem Rückzahlungsbetrag angesetzt. 

 

Die Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss insgesamt, d. h. als Gesamtaussage 

des Jahresabschlusses, wie sie sich aus dem Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und 

Verlustrechnung und Anhang ergibt, unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt (§ 264 Abs. 2 HGB). 

4.2 Gesamtaussage zum Jahresabschluss 
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4.3.1 Vermögenslage 

 

Zur Beurteilung der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebes hat das RPA in der 

nachstehenden Übersicht die Bilanzposten nach Liquiditätsgesichtspunkten in Gruppen 

zusammengefasst. Zu Vergleichszwecken sind die Bilanzposten der Vorjahre gegenüber-

gestellt. 

 

4.3.1.1 Strukturbilanz           
 

Veränder
ung

T€ % T€ % T€ T€ %
Aktiva
Anlagevermögen 901,5 80,6% 932,8 83,4% -31,3 927,85 81,6%

Umlaufvermögen 0,0

Vorräte 6,4 0,6% 9,9 0,9% -3,5 5,02 0,4%

Forderungen 125,2 11,2% 139,2 12,4% -14,0 160,4 14,1%
Flüssige Mittel 84,8 7,6% 36,5 3,3% 48,3 43,9 3,9%

216,4 19,4% 185,6 16,6% 30,8 209,3 18,4%
Rechnungsabgrenzung 0 0,0% 0 0,0% 0,0 0 0,0%
Summe Aktiva 1.117,9 100,0% 1.118,4 100,0% -33,7 1.137,1 100,0%

Passiva
Eigenkapital 456,3 40,8% 454,6 40,6% 1,7 453,9 39,9%

Rückstellungen 53,0 4,7% 40,9 3,7% 12,1 56,4 5,0%

Fremdkapital 0,0

 -lang- und mittelfristiges 272,1 24,3% 312,0 27,9% -39,9 351,5 30,9%

 -kurzfristiges 336,5 30,1% 310,9 27,8% 25,6 275,4 24,2%

Verbindlichk. insges. 608,6 100,0% 622,9 100,0% -13,1 679 ,0 100,0%

Summe Passiva 1.117,9 100,0% 1.118,4 100,0% -33,7 1.137,1 100,0%

31.12.201431.12.201531.12.2016

 

Insgesamt beträgt der Anteil des Anlagevermögens am Gesamtvermögen 80,6 % (Vorjahr 

83,4 %). Der Anteil des Eigenkapitals am Gesamtkapital beträgt  40,8 % gegenüber 40,6 % 

im Vorjahr. 

 

4.3.1.2 Anlagevermögen 

 

Der Eigenbetrieb tätigte im Geschäftsjahr lt. Anlagenspiegel Investitionen über insge-

samt 44,8 T€ (Vorjahr rd. 115,4 T€). 

 

4.3 Erläuterungen zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
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Die Investitionen gliedern sich wie folgt auf: 

 
2016/€ 2015/€

EDV- Software (BIS Office) 0,00 0,00
Bauten  (incl. Anlagen im Bau) 0,00 74.850,52
Technische Anlagen und Maschinen 14.754,16 30.639,47
PKW und Kleintransporter 20.428,00
Last- und Nutzfahrzeuge 0,00
Werkzeuge 0,00
Sonstige Betriebs- und Geschäftsausstattung 0,00 593,73
Sammelposten 9.580,57 9.295,94

Zusammen: 44.762,73 115.379,66  
 

Den Investitionen von 44,8 T€ stehen Abschreibungen von rd. 68,7 T€ (Vorjahr 70,1 T€) 

gegenüber, so dass sich das Anlagevermögen von 932,9 T€ auf 901,6 T€ verringert.  

 

4.3.1.3 Umlaufvermögen 

 

Im Vorratsvermögen wurden lediglich die unfertigen Erzeugnisse erfasst. Es wurde kein 

Festwert i. S. von § 240 Abs. 3 HGB gebildet. 

 

Zum Bilanzstichtag werden Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände von ins-

gesamt 125,2 T€ (Vorjahr 139,2 T€) ausgewiesen, davon Forderungen gegen die Stadt 

Wiesmoor von 122,1 T€ (Vorjahr 137,4 T€). Nach dem Stand von Ende März 2017 sind 

die Forderungen von der Stadt mittlerweile beglichen. 

Zum Bilanzstichtag verfügt der Eigenbetrieb über ein Bankguthaben von  

84,8 T€, dem stehen kurzfristige Verbindlichkeiten von 336,5 T€ gegenüber. 

 

In den kurzfristigen Verbindlichkeiten ist ein bei der Stadt aufgenommener Kassenkredit 

in Höhe von 244 T€ enthalten, die sich überwiegend  aus der Finanzierung der in der 

Vergangenheit nicht über die Leistungsabwicklung erwirtschaftbaren Abschreibungen 

ergeben.  

 

 

4.3.2 Eigenkapital 
 
Das Eigenkapital von 456.327,64 € (im Vorjahr 454.609,59 €) setzt sich zusammen aus 

dem Stammkapital von  448.240 €,  Rücklagen von 60.210,15 €, Verlustvorträgen aus 

Vorjahren von 53.840,56 € (2015  von 54.603,13 €) und einem Jahresüberschuss 2016 

von 1.718,05 € (Vorjahr 762,57 €. Die Eigenkapitalquote  beträgt im Verhältnis zur Bi-

lanzsumme 40,8  % (im Vorjahr 40,6 %), die Fremdkapitalquote beträgt damit 59,2 % 

(im Vorjahr 59,4 %). 
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Fremdkapital 

4.3.2.1 Verbindlichkeiten 

 
Von dem lang- und mittelfristigen Fremdkapital 
entfallen auf: 2016 2015 2014
Darlehen Raiffeisen-Volksbank 0215051457 186.074,45 € 204.051,82 € 221.485,47 €
Darlehen Raiffeisen-Volksbank 0215051458 45.208,22 € 54.072,92 € 67.315,28 €
Darlehen Raiffeisen-Volksbank 0215051460 40.830,56 € 53.958,26 € 62.708,30 €

272.113,23 € 312.083,00 € 351.509,05 €

Von dem kurzfristigen Fremdkapital entfallen auf:
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
gegenüber der Stadt Wiesmoor 31.987,67 € 12.833,90 € 6.624,87 €
Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Wiesmoor aus der 
Gründung des Eigenbetriebes, u. a.
Kassenkredite von der Stadt Wiesmoor 244.000,00 € 244.000,00 € 244.000,00 €

275.987,67 € 256.833,90 € 250.624,87 €
Verbindlichkeiten aus Lieferungen + Leistungen
gegenüber Dritten 23.307,78 € 17.407,26 € 12.982,19 €
Sonstige Verbindlichkeiten 37.167,51 € 36.616,47 € 11.760,54 €

60.475,29 € 54.023,73 € 24.742,73 €
Zusammen: 608.576,19 € 622.940,63 € 626.876,65 €

 

Von den Verbindlichkeiten entfallen auf kurzfristiges Fremdkapital 55,3 % (Vorjahr  

49,9 %) und auf das mittel- und langfristiges Fremdkapital 44,7 % (Vorjahr 50,1 %).  

 

Die Kassenkredite betragen  seit 2013 unverändert 244.000 €. 

 

 

4.3.2.2 Rückstellungen 

 

Die Rückstellungen haben sich in der Zusammensetzung wie folgt entwickelt: 

 
2016 2015 2014

T€ T€ T€

Urlaubsansprüche 20,8 18,6 19,7
Überstundenansprüche 11,1 11,6 12,3
Beihilfeumlagekasse 8,8
Reinigungskraft 4,3
Erstellung Jahresabschluss 5,9 3,0 3,0
Prüfung Jahresabschluss 2,0 3,0 3,0
Berufsgenossenschaft 4,3
Ausstehende Rechnungen 12,2 3,7 0,0
Archivierung 1,0 1,0 1,0
Übrige

Zusammen 53,0 40,9 56,4  
 

Die Rückstellungen haben sich im Verhältnis zum Vorjahr um rd. 12 T€ erhöht. 
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4.3.3 Ertragslage 

Zur Erläuterung der Ertragslage werden nachstehend zunächst die Betriebsergebnisse 

des Eigenbetriebes dargestellt. 

 
2016 2015 2014
T€ T€ T€

Umsatzerlöse 1.728,5 1.695,6 1.685,2
unfertige Leistungen -3,5 4,8 5,0
andere aktivierte Eigenleistungen 0,0 15,0 13,0
Sonstige betriebliche Erträge 5,7 5,7 2,1

1.730,6 1.721,1 1.705,3
Materialaufwand
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe für 
bezogene Waren 28,3 27,9 44,7
Bezogene Leistungen 100,2 76,4 45,7
Rohergebnis 128,6 1.602,1 104,3 1.616,8 90,4 1.615,0
Personalaufwand 1.275,1 1.296,5 1.321,3
Abschreibungen 68,8 70,1 67,5
Sonst. betriebliche Aufwendungen 248,6 240,4 246,4

1.592,4 1.592,4 1.607,0 1.607,0 1.635,1 1.635,1
Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0,0 0,0 0,1
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 7,7 8,8 10,0 9,9
Sonstige Steuern 0,2 7,9 0,2 9,0 0,2 0,4
Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit  (vor Steuern) 1,7 0,8 -30,2

Errechnung des 
Betriebsergebnisses

 

 

Im Berichtsjahr ergibt sich ein Jahresergebnis von 1,7 T€ (Vorjahr 0,8 T€). Gemäß § 12 

Abs. 1 EigBetrVO sollte dieser gemäß Empfehlung der Betriebsleitung auf die neue 

Rechnung vorgetragen werden. Ein Ratsbeschluss wurde hierzu bisher nicht gefasst. 

 

4.3.3.1 Umsatzerlöse 

 

Die Umsatzerlöse des Jahres 2016 betrugen 1.728,4 T€  und lagen damit über dem Vor-

jahresergebnis von 1.695,5 T€. 

 

Die Leistungen des Eigenbetriebes wurden im Wirtschaftsjahr nach den vereinbarten 

Stundenverrechnungssätzen (Stammpersonal 33,40 €, Meister 36,70 €,  Hilfskräfte 6,00 

€) abgerechnet. Die Ingenieurleistungen wurden in Anlehnung an die HOAI abgerechnet. 

Für die Fahrzeug- und Gerätestunden wurden unterschiedliche Stundenverrechnungs-

sätze von 3,00 € bis zu 30,00 € angesetzt.  

 

Die 2016 geltenden Verrechnungssätze für das Stammpersonal wurden ab Januar 2016 

von 32,50 € auf 33,40 € erhöht. Für das übrige Personal als auch für die Fahrzeuge und 

Geräte galten weiterhin die zuletzt ab Januar 2015 auf der Grundlage der  Kosten- und 

Leistungsrechnung neu ermittelten Sätze.  

  

4.3.3.2 Bestandsveränderungen 

 

Die unfertigen Leistungen betrugen  -3.492,03 € (Vorjahr 4.835,35 €). 
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4.3.3.3 Andere aktivierte Eigenleistungen 

 

Die zu aktivierenden Eigenleistungen betrugen  0,00 € (Vorjahr 14.956,41 €).  

 

4.3.3.4 Sonstige betriebliche Erträge 

 

Die sonstigen betrieblichen Erträge betrugen 5.688,68 € (Vorjahr 5.733,18 €). 

 

4.3.3.5 Personalaufwand 

 

Die Personalkosten setzen sich wie folgt zusammen: 

 
2016 2015 2014 2013
T€ T€ T€ T€

Löhne und Gehälter 1.003,5 1.027,4 1.059,1 990,7
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen -20,5 -30,6 -47,1
Löhne und Gehälter 1-Euro-Jobs 6,3 6,4 5,8 6,0
Summe: 989,2 1.003,2 1.017,9 996,7

Krankenkassenbeiträge 272,3 278,5 285,9 268,9
Niedersächsische Versorgungskasse 10,1 10,2 9,3 8,4
Berufsgenossenschaftsbeiträge 3,2 3,8 8,2 4,0
Freiwillige soziale Aufwendungen, LSt-frei 0,2 0,8
Summe: 285,9 293,3 303,4 281,3

Zusammen: 1.275,1 1.296,5 1.321,3 1.277,9  
Die Personalaufwendungen sind gegenüber dem Vorjahr um rd. 1,65 % gesunken. 

 

 

4.3.4  Abschreibungen 

 

Die Abschreibungen wurden entsprechend der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer 

nach der linearen Methode vorgenommen. 

 

Als betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer wurden zugrunde gelegt: 

Software          4 Jahre 

Gebäude       65 und 90 Jahre 

Außenanlagen      25 Jahre 

Fuhrpark (Kleintransporte)       3 und 10 Jahre 

Last- und Nutzfahrzeuge       9 und 10 Jahre 

Betriebs- und Geschäftsausstattung       3 bis 18 Jahre 

 

Die Abschreibungssätze wurden auf der Grundlage der Abschreibungstabelle in der 

Kommunalverwaltung Niedersachsen (Nds. MBl. Nr. 2/2007 S. 42) gemäß § 47 Abs. 2 

GemHKVO angesetzt. 

 



 

 Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Aurich 11  
 
 

5 WIRTSCHAFTSPLAN DES EIGENBETRIEBES 

 
Wirtschaftsjahr 2016 2015 2014

Wirtschafts-
plan

Wirtschafts-
plan

Wirtschafts-
plan

Erfolgsplan
Erträge 1.688.300 € 1.686.600 € 1.650.000 €
Aufwendungen 1.686.100 € 1.684.600 € 1.647.300 €
Ergebnis 2.200 € 2.000 € 2.700 €
Vermögensplan
Einnahmen 60.000 € 60.000 € 65.000 €
Ausgaben 60.000 € 60.000 € 65.000 €
Ergebnis 0 € 0 € 0 €
Investitionskredite 60.000 € 60.000 € 65.000 €
Höchstbetrag der Kassenkredite 300.000 € 300.000 € 300.000 €
Gesamtbetrag der Kredite 360.000 € 360.000 € 365.000 €  
 

Der Wirtschaftsplan wurde vom Werksausschuss in seiner Sitzung am 26.01.2016 be-

handelt, vom Rat am 01.02.2016 beschlossen und von der Kommunalaufsicht im Rah-

men der Haushaltssatzung der Stadt  genehmigt.  

 

Die kommunalen Eigenbetriebe sind in die Verpflichtung zur Aufstellung einer fünfjähri-

gen Finanzplanung nach den §§ 118 NKomVG und 24 GemHKVO voll einbezogen. Die 

fünfjährige Finanzplanung und das ihr zugrunde liegende Investitionsprogramm sind 

dem Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes beizufügen. Ein  Investitionsplan wurde 2016 

erstellt. Ab dem Jahr 2015 ist der Wirtschaftsplan um die fünfjährige Finanzplanung er-

weitert. 

 

 

Die G + V Rechnung stellt sich wie folgt dar: 

 
IST 2016 IST 2015 IST 2014 IST 2013 IST 2012

€ € € € €
Erträge 1.730.641,04 1.721.110,92 1.705.425,46 1.775.545,81 1.604.967,17
Aufwendungen 1.728.922,99 1.720.348,35 1.735.671,71 1.759.310,68 1.589.500,34
Ergebnis 1.718,05 762,57 -30.246,25 16.235,13 15.466,83

 

Die Abweichung der G + V – Rechnung zum Wirtschaftsplan ist unwesentlich. Der Erlass 

eines Nachtragsplanes war gemäß § 13 EigBetrVO nicht erforderlich.  

 

5.1 Festsetzungen des Wirtschaftsplanes  

5.2 Einhaltung des Wirtschaftsplanes 
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6 SONSTIGE PRÜFUNGSBEMERKUNGEN 

 

 
Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Aurich hat die Prüfung des Jahresabschlus-

ses 2015 in der Zeit vom 04.07.2016 bis 11.07.2016 durchgeführt. Der Prüfungsbericht 

mit Datum vom 09.08.2016 wurde dem Eigenbetrieb mit Schreiben vom 01. August 

2016 übersandt.  

 

Die nach § 33 EigBetrVO erforderlichen Beschlüsse über 

• die Feststellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes, 

• die Entlastung der Betriebsleitung sowie 

• die Verwendung des Jahresgewinns 

 

wurden vom Rat der Stadt Wiesmoor in seiner Sitzung am 26.09.2016 gefasst. Dem Be-

schluss lagen entsprechende Empfehlungsbeschlüsse des Betriebsausschusses und des 

Verwaltungsausschusses der Stadt zugrunde. 

 

Der Beschluss wurde gemäß § 34 EigBetrVO ortsüblich bekannt gemacht (Amtsblatt für 

den Landkreis Aurich und für die Stadt Emden Nr. 45 vom 04.11.2016). Nach der Be-

kanntmachung sind der Jahresabschluss und der Lagebericht an sieben Tagen öffentlich 

ausgelegt worden (21.11.2016 bis zum 29.11.2016). 

 

 

6.2 Betriebssatzung des Baubetriebshofes 

 

In den  Vorjahresprüfungsbericht wurde darauf hingewiesen, dass die Betriebssatzung in 

der Fassung vom 15.12.2008  zur Anpassung an die Eigenbetriebsverordnung vom 

27.01.2011 noch folgender Änderungen bedurfte: 

 

• die Zuständigkeitsabgrenzung bezüglich der personalrechtlichen Befugnis-

se/Entscheidungen zwischen Betriebsleitung und Betriebsausschuss;  

• die Regelungen in § 11 Abs. 3 und 4  (Verwendung des Jahresergebnisses und 

die Bekanntmachung des Jahresabschlusses;  

• die Regelungen hinsichtlich der Sonderkasse ($ 10).  

 

Die Betriebssatzung ist insgesamt überarbeitet und in der geänderten Fassung vom  

12.12.2016 vom Rat beschlossen worden. Die geänderte Satzung ist am 21.12.2016 in 

Kraft getreten. Für das geprüfte Jahr galt damit die bisherige Fassung.  

 

 

 

Nach § 132 NKomVG sind für Sondervermögen, für die Sonderrechnungen geführt wer-

den, Sonderkassen einzurichten. Das gilt nach § 10 Abs. 1 EigBetrVO i. V. m. § 98 Abs. 2 - 

4 NGO (neu § 126 NkomVG) und §§ 40 und 41 GemHKVO auch für die als Eigenbetriebe  

6.1 Frühere Prüfungen  

6.3 Einrichtung einer Sonderkasse 
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geführten kommunalen Unternehmen und Einrichtungen. Nach der bisherigen Betriebs-

satzung war gemäß § 10 Abs. 4 für den Eigenbetrieb eine Sonderkasse eingerichtet, die 

mit der Gemeindekasse verbunden ist, jedoch seit Betriebsgründung tatsächlich geson-

dert geführt wurde. Die bisherige Satzungsregelung entsprach nicht dem geltenden 

Recht. Dieser Mangel wurde durch die am 12.12.2016 vom Rat beschlossene Änderung 

der Betriebssatzung behoben (s. auch Ziffer 6.2 dieses Berichtes). 

 

 

 

Im Bericht zum Jahresabschluss 2011 wurde festgestellt, dass die Gebäude des Baube-

triebshofes nicht gegen Sturmschäden versichert sind. Die Stadt Wiesmoor hat neue 

Gebäude grundsätzlich nicht gegen Sturmschäden versichert. „Unter Abwägung des Ri-

sikos eines evtl. eintretenden Versicherungsfalles im Gegensatz zur Häufigkeit eines tat-

sächlichen Versicherungsfalles sowie unter Berücksichtigung des hohen Prämienauf-

kommens wird es daher nicht für erforderlich gehalten, solch eine Versicherung abzu-

schließen“, so die Stadtverwaltung. 

 

 

 

7 FESTSTELLUNGEN GEMÄß § 53 HAUSHALTSGRUNDSÄTZE- 
    GESETZ 

 

Bei der Prüfung hat das Rechnungsprüfungsamt die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 HGrG beachtet. Dementsprechend wurde auch geprüft, ob die Geschäfte ord-

nungsgemäß, d. h. mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den ein-

schlägigen handelsrechtlichen Vorschriften, den Satzungsbestimmungen sowie den be-

sonderen örtlichen Vorschriften der Stadt Wiesmoor geführt worden sind. 

Die erforderlichen Feststellungen sind in diesem Bericht im Fragenkatalog dargestellt. 

 

Über diese Feststellungen hinaus hat die Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die 

nach Auffassung des Rechnungsprüfungsamtes für die Beurteilung der Ordnungsmäßig-

keit der Betriebsleitung von Bedeutung sind. 

 

 

 

8 FRAGENKATALOG ZUR PRÜFUNG DER ORDNUNGSMÄßIGKEIT 
  DER BETRIEBSLEITUNG UND DER WIRTSCHAFTLICHEN VER-  
  HÄLTNISSE NACH § 53 HGRG (IDW PS 720 N. F.) 

 

 

Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführungsorganisation anhand des folgenden Fragenkreises zu untersuchen und 

in seine Berichterstattung einzubeziehen:  

6.4 Angemessenheit des Versicherungsschutzes 
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Fragenkreis 1:  
 
Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individuali-
sierte Offenlegung der Organbezüge  
 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für 
die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schrift-
liche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie 
ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den 
Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?  
 

Die Aufgaben des Betriebsausschusses sind im Einzelnen im § 6 der Betriebssatzung ge-

regelt. 

 

Danach beschließt der Betriebsausschuss über alle Betriebsangelegenheiten, soweit 

nicht die Betriebsleitung, der Gemeinderat oder der Bürgermeister zuständig ist, insbe-

sondere über 

a) Ausgaben für einzelne Vorhaben des Vermögensplanes, die 6.000,00 € übersteigen 

und über außerplanmäßige Ausgaben des Vermögensplanes, 

b) Verfügungen über Anlagevermögen und Verpflichtungen hierzu, wenn der Gegen-

standswert im Einzelfall mehr als 6.000,00 € beträgt, 

c) die Vergabe entsprechend den Vorschriften der VOB und VOL, 

d) die Einleitung eines Rechtsstreites (Aktivprozess), 

e) die Stundung von Forderungen für die Dauer von vier Jahren, wenn der Gegen-

standswert im Einzelfall 6.000,00 € übersteigt, und bis zum Ende des folgenden Wirt-

schaftsjahres, wenn der Gegenstandswert im Einzelfall 12.000,00 € übersteigt (dies 

gilt entsprechend für Verrentungen und Ratenzahlungen, da es sich um eine Unterart 

der Stundung handelt), 

f) Entscheidungen über Personalangelegenheiten, sofern sie nicht der Betriebsleitung 

übertragen wurden  

g) Den Vorschlag an den Gemeinderat, den Jahresabschluss festzustellen und über die 

Verwendung des Ergebnisses zu entscheiden. 

 

Die formelle Bestellung des Betriebsleiters ist mit Verfügung des Bürgermeisters vom 

29.03.2007 rückwirkend zum 01.01.2006 erfolgt.  

 

Die Aufgaben des Betriebsleiters sind im Einzelnen im § 5 der Betriebssatzung geregelt. 

Danach gehören zur laufenden Betriebsführung insbesondere 

a) die Bewirtschaftung der im Erfolgsplan veranschlagten Aufwendungen und Erträge 

sowie alle sonstigen Maßnahmen, die zur Erhaltung des Vermögens und der Leis-

tungsfähigkeit notwendig sind, 

b) der Einsatz des Personals, 

c) die Anordnung von Instandsetzungsarbeiten im Rahmen der von der Stadt Wiesmoor 

erteilten Aufträge, 

d) die Beschaffung von Vorräten im Rahmen einer wirtschaftlichen Lagerhaltung, 

e) die Vergabe von Aufträgen für Erneuerungen und Neuanlagen im Rahmen des Ver-

mögensplanes sowie sonstige Geschäfte, wenn der Wert im Einzelfall 6.000,00 € 

übersteigt, 

f) der Abschluss von Verträgen im Rahmen des Vermögensplanes, deren Wert im Ein-

zelfall 6.000,00 € nicht übersteigt, 
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g) die Aufstellung des Wirtschaftsplanes, des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. 

Die Zuständigkeitsabgrenzung bezüglich der personalrechtlichen Befugnis-

se/Entscheidungen zwischen Betriebsleitung und Betriebsausschuss ist nicht eindeu-

tig bestimmt (§ 5 Abs. 3 und § 6 Abs. 7 Buchstabe f). 

 

Die Vertretung des Betriebsleiters ist zwischenzeitlich geregelt. Die Vertretung in allen 

Bereichen des technischen Bereiches wurde dem Einsatzleiter, Herrn Andree Gerdes 

übertragen. 

 

Der Organisationsplan enthält ebenfalls Regelungen über die Aufgabenverteilung. Dar-

über hinaus sind keine schriftlichen Weisungen des Betriebsaus-schusses zur Organisati-

on vorhanden. Die vorhandenen Regelungen entsprechen mit den in diesem Bericht ge-

nannten Einschränkungen den Bedürfnissen des Eigenbetriebes. Der Eigenbetrieb ist 

nicht Mitglied eines Konzerns. 

 

 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 
wurden Niederschriften hierüber erstellt?  
 

Im Geschäftsjahr 2016  führte der Betriebsausschuss des Baubetriebshofes Wiesmoor 

vier  Sitzungen durch (26.01.2016, 07.03.2016, 12.09.2016 u. 05.12.2016). Es wurde 

ordnungsgemäße Sitzungsprotokolle erstellt. 

 

 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3 
AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?  
 

Der Betriebsleiter war in 2016 in keinen weiteren Aufsichtsräten bzw. Kontrollgremien 

tätig. 

 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 
individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses / Konzernabschlusses aufgeteilt nach 
Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreiz-
wirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?  
 

Die Vergütung des Betriebsleiters ist im Anhang dargestellt. Bezüge an den Betriebsaus-

schuss wurden nicht geleistet. 

 

_______________________________________________________________ 

 

Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ordnungsmäßigkeit des Ge-
schäftsführungsinstrumentariums anhand der folgenden Fragenkreise zu untersuchen 

und in seine Berichterstattung einzubeziehen:  

 

 

Fragenkreis 2:  
 
Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen  

 
a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkei-
ten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?  
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Der Organisationsplan (überarbeitete Fassung vom 31.03.2015/ aktuell vom 10.03.2017) 

enthält die Beschreibungen verschiedener Aufgabengebiete und die Aufteilung der Be-

fugnisse auf die Bediensteten. 

 

 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfah-
ren wird?  
 

Derartige Anhaltspunkte haben sich bei der Prüfung nicht ergeben. 

 

 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und do-
kumentiert?  
 

Solche Vorkehrungen sind durch den Eigenbetrieb nicht erfolgt. 

 

 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-
dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwe-
sen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese 
nicht eingehalten werden?  
 

Der Betriebsausschuss entscheidet nach § 6 Abs. 7 der Betriebssatzung über die Vergabe 

von Aufträgen für Lieferungen und Leistungen (wenn der Gegenstandswert im Einzelfall 

6.000 € übersteigt) sowie über die Zustimmung von sonstigen Verträgen und Angelegen-

heiten. 

 

Die Stadt Wiesmoor hat eine Vergabeordnung erlassen, die auch für den Eigenbetrieb 

bindend ist. 

 

Kreditaufnahmen werden letztendlich vom Stadtrat beschlossen. Der Rat der Stadt 

Wiesmoor hat in seiner Sitzung am 11.06.2014 eine neue Richtlinie für die Aufnahme 

von Krediten und zur Umschuldung von Krediten beschlossen. Die Richtlinie trat am 

01.07.2014 in Kraft.  

 

Es haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die vorgenannten Richtlinien 

nicht eingehalten worden sind. In 2016 wurde ein Kredit nicht aufgenommen. Der Eigen-

betrieb hat keine Kredite gewährt. 

 

Die Personalabrechnung wird von der Stadt Wiesmoor bearbeitet. Die Aktenführung 

liegt ebenfalls bei der Stadtverwaltung. 

 

 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücksver-
waltung, EDV)?  
 

Eine ordnungsgemäße Dokumentation der Verträge liegt vor. 
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Fragenkreis 3:  
 
Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling  
 
a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projek-
ten - den Bedürfnissen des Unternehmens?  
 

Das Planungswesen entspricht den Erfordernissen eines Baubetriebshofes in dieser Grö-

ßenordnung. Für den Bereich der Straßenunterhaltung besteht eine Prioritätenliste. Da-

neben bestehen Einsatzpläne für den Winterdienst und den Hausmeisterdienst. 

 

Der Eigenbetrieb erstellt entsprechend dem Eigenbetriebsrecht jährlich einen Wirt-

schaftsplan, bestehend aus einem Wirtschafts- und Erfolgsplan und einer Stellenüber-

sicht sowie einen Investitions- und Finanzierungsplan. 

 

Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2016 wurde nicht fristgerecht erstellt und beschlossen 

(s. Ziffer 5.1) Das Planungswesen entspricht damit insoweit nicht den gesetzlichen An-

forderungen. 

 

 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?  
 

Von der Firma BDO Arbicon GmbH wird mittels des Programms „Datev“ ein monatlicher 

Unternehmensreport erstellt. Der Unternehmensreport ermöglicht einen detaillierten 

Vergleich zwischen dem Wirtschaftsplan und den jeweils erzielten vorläufigen Ergebnis-

sen.  

 

 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und 
den besonderen Anforderungen des Unternehmens?  
 

Das Rechnungswesen entspricht den Anforderungen der Eigenbetriebsverordnung. Eine 

vollständige Kostenrechnung wird nicht geführt. Auf die Ausführungen zu Ziffer 4.3.3.1 

wird verwiesen. 

 

 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Li-
quiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?  
 

Die Liquidität wird vom Verwalter der Sonderkasse laufend überwacht. Die Betriebslei-

tung ist über die Abläufe informiert. Es bedarf noch der Bestellung einer Vertretung für 

den Kassenverwalter. 

 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und ha-
ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht einge-
halten worden sind?  
 

Ein zentrales Cash- Management besteht nicht. Es ist aufgrund der Größe des Eigenbe-

triebes nicht erforderlich. Das Finanzmanagement erfolgt durch die Buchhaltung. 
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f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt wer-
den? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forde-
rungen zeitnah und effektiv eingezogen werden?  
 

Der Kreis der Debitoren begrenzt sich aufgrund der Aufgabenstellung im Wesentlichen 

auf die verschiedenen Ämter der Stadtverwaltung sowie auf die Luftkurort- Wiesmoor- 

Touristik- GmbH. Darüber hinaus werden vereinzelt Dienstleistungen für Vereine durch-

geführt (vor allem Verkehrs- und Heimatverein, Gewerbeverein). Die Leistungen werden 

rechtzeitig in Rechnung gestellt. Der Zahlungseingang wird vom Verwalter der Sonder-

kasse überwacht.  

 

 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und 
umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?  
 

Die Controllingaufgaben (hier insbesondere die Einhaltung des Wirtschaftsplanes) wer-

den durch den Betriebsleiter und den Verwalter  der Sonderkasse wahrgenommen. Das 

Controlling entspricht den Anforderungen des Eigenbetriebes. 

 

 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-
chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Be-
teiligung besteht?  
 

Es besteht keine Beteiligung an einem anderen Unternehmen. 

 

 

Fragenkreis 4:  
 
Risikofrüherkennungssystem  
 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert 
und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig 
erkannt werden können?  
 

Ein systematisches Frühwarnsystem ist nicht errichtet. Ein Erfordernis ist größenabhän-

gig zu beurteilen. Für die vorhandene Größenordnung wird ein besonderes Risikofrüher-

kennungssystem seitens des Rechnungsprüfungsamtes nicht für erforderlich gehalten. 

Bestehende Risiken können ohne eine entsprechende Einrichtung erkannt werden.  

 

 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Ha-
ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?  
 
Siehe hierzu die Ausführungen zu Buchst. a) 

 

 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?  
 

Siehe hierzu die Ausführungen zu Buchst. a)  (Die Berichterstattung an den Betriebsaus-

schuss ist in den Sitzungsniederschriften  dokumentiert) 
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d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit 
dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen 
abgestimmt und angepasst?  
 

Die aktuellen Geschäftsprozesse werden von der Betriebsleitung laufend überwacht. 

 

 

Fragenkreis 5:  
 
Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate  
 

 
Derartige Geschäfte wurden vom Betrieb im Berichtsjahr nicht getätigt. Es sind daher 
zu dem gesamten Fragenkreis keine Feststellungen zu treffen. 
 

 

Fragenkreis 6:  
 
Interne Revision    
 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne 
Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese 
Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?  
 
Eine innere Revision ist aufgrund der überschaubaren Größe des Betriebes nicht einge-

richtet. Bei der Größe des Eigenbetriebes und der Übersichtlichkeit der innerbetrieblichen 

Abläufe ist wird die Einrichtung einer  internen Revision für nicht erforderlich gehalten. 

  

 

Fragenkreis 7:  
 
Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, 
Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Über-
wachungsorgans  
 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-
chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht 
eingeholt worden ist?  
 
Der Betriebsausschuss hat im Geschäftsjahr vier Sitzungen abgehalten, in denen der Be-

triebsleiter über den aktuellen Sachstand und die Geschäftsentwicklung berichtet hat. 

Die nach § 6 der Betriebssatzung geregelten Zuständigkeiten des Betriebsausschusses 

sind beachtet worden. 

 

 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des 
Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?  
 

Entfällt, da dem o. g. Personenkreis nach den Auskünften und Prüfungsfeststellungen 

keine Kredite gewährt worden sind. 
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maß-
nahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vor-
genommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?  
 

Nein, derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

 

 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen 
des Überwachungsorgans übereinstimmen?  
 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass gegen die genannten Bestimmungen 

verstoßen worden ist. 

 

 

Fragenkreis 8:  
 
Durchführung von Investitionen  
 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, im-
materielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf 
Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?  
 

Die Realisierung von Investitionsmaßnahmen wird im Rahmen  der Aufstellung des Ver-

mögensplanes nach Kostengesichtspunkten geprüft. 

 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-
mittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises 
zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligun-
gen)?  
 

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

 

 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 
überwacht und Abweichungen untersucht?  
 

Die Durchführung von Investitionen wird laufend überwacht. Sich abzeichnende Abwei-

chungen vom Planansatz werden regelmäßig untersucht. 

 

 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-
ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?  
 

Im Geschäftsjahr 2016 ist die Summe der im Wirtschaftsplan (Investitionsplan) angesetz-

ten Investitionen von insgesamt 60.000 € nicht überschritten worden.  

 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 
Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?  
 

Die in der Haushaltssatzung der Stadt Wiesmoor festgesetzten Höchstbeträge für Kas-

senkredite und langfristige Kredite wurden nicht überschritten. Im Jahre 2016 bestehen 

laufende Leasingverträge für den Dienstwagen des Werksleiters sowie sieben  weitere 
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Betriebsfahrzeuge. Es handelt sich hierbei um Verträge, bei denen die Fahrzeuge im Ei-

gentum des Leasinggebers verbleiben und am Ende der Vertragslaufzeit zurückgegeben 

werden. 

 

 

Fragenkreis 9:  
 
Vergaberegelungen  
 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. 
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?  
 

Die Vergaben des Jahres 2016 wurden im Wesentlichen im Rahmen der Vergabevor-

schriften durchgeführt. An den im Auftrage der Stadt durchgeführten Ausschreibungen 

für investive Maßnahmen war das Rechnungsprüfungsamt im Rahmen der Vergabevor-

schriften beteiligt.  
 

 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenz-
angebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?  
 

Entsprechende Geschäfte wurden nicht getätigt.  

 

 

Fragenkreis 10:  
 
Berichterstattung an das Überwachungsorgan 
 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?  
 

Die Betriebsleitung hat den Betriebsausschuss regelmäßig im Rahmen der abgehaltenen 

Sitzungen über die laufende Geschäftsentwicklung unterrichtet. 

 

 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 
Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?  
 

Der Betriebsleiter erstattet in den Sitzungen „Quartalsberichte“, die im Wesentlichen die 

Entwicklung von verschiedenen Einzelpositionen und Maßnahmen zum Gegenstand ha-

ben.  

 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeit-
nah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ord-
nungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder 
wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet?  
 
Der Betriebsausschuss wurde im Geschäftsjahr zeitnah über die aktuelle Entwicklung von 

verschiedenen Einzelpositionen und Maßnahmen unterrichtet. 

Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle 

sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen wurden während 

der Prüfung nicht festgestellt. 
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan 
auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?  
 

Besondere Wünsche lagen nicht vor. Während der Sitzungen von Mitgliedern des Be-

triebsausschusses gestellte Fragen wurden direkt beantwortet. 

 

 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG 
oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?  
 
Die Betriebssatzung verpflichtet den Betriebsleiter, den Bürgermeister und den Betriebs-

ausschuss über alle wichtigen Angelegenheiten unverzüglich zu unterrichten sowie 

grundsätzlich quartalsweise, jedoch spätestens alle vier Monate Zwischenberichte zu er-

stellen. 

Nach § 3 Abs. 2 der Eigenbetriebsverordnung ist dagegen konkretisiert, dass mindestens 

halbjährlich über die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen sowie  über die Ab-

wicklung des Vermögensplans schriftlich zu unterrichten ist. Die bisherige Praxis erfüllt 

diese Verpflichtung nicht in vollem Umfang. 

 

 

f) Gibt es eine D & O- Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt verein-
bart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O- Versicherung mit dem Überwa-
chungsorgan erörtert?  
 

Eine spezielle Organ- oder Manager- Haftpflichtversicherung (Berufshaftpflichtversiche-

rung) wurde nicht abgeschlossen. Die Stadt verfügt nach Auskunft des Hauptamtes über 

eine Eigenschadenversicherung, die auch die Mitarbeiter des Eigenbetriebes mit ein-

schließt. 

 

 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offen 
gelegt worden?  
 

Es ist nicht bekannt, ob Interessenkonflikte bestanden haben. 

 

 

_______________________________________________________________ 

 

 

Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Vermögens- und Finanzlage 
anhand der folgenden Fragenkreise zu untersuchen und in seine Berichterstattung 
einzubeziehen:  
 

 

Fragenkreis 11:  
 
Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven  
 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermö-
gen?  
 

Das Vermögen des Eigenbetriebes entspricht dem betriebsnotwendigen Umfang. 
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b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?  
 

Auffallend hohe oder niedrige Bestände waren nicht festzustellen. 

 

 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu 
den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermö-
gensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?  
 

Wesentliche stille Reserven bestehen nicht. 

Es bestehen keine Anhaltspunkte, dass stille Reserven vorhanden sind. 

 

 

Fragenkreis 12:  
 
Finanzierung  
 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 
zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investiti-
onsverpflichtungen finanziert werden?  
 

Insgesamt beträgt der Anteil des Anlagevermögens am Gesamtvermögen  

80,6 % (Vorjahr 83,4 %). Die Eigenkapitalquote beträgt im Verhältnis zur Bilanzsumme 

40,8 % (Vorjahr 40,6 %). Die Fremdkapitalquote beträgt 59,2 % (Vorjahr 59,4 %).  

 

 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 
Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?  
 

Der Eigenbetrieb ist nicht in einen Konzern eingebunden. 

 

 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Ga-
rantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 
damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet 
wurden?  
 

Der Eigenbetrieb hat im Geschäftsjahr 2016 mit Ausnahme von Lohnkostenzuschüssen 

der Arbeitsverwaltung keine Finanz- oder Fördermittel der öffentlichen Hand erhalten. Es 

haben sich keine der o.a. Anhaltspunkte ergeben. 

 

 

Fragenkreis 13:  
 
Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung  
 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalaus-
stattung?  
 

Der Anteil des Eigenkapitals an der Bilanzsumme beträgt zum Bilanzstichtag 40,8 % 

(Vorjahr 40,6 %). Die Eigenkapitalquote ist angemessen. Es bestehen keine Finanzie-

rungsprobleme. Die Stadt stellt zur Sicherung der Liquidität einen Kassenkredit zur Ver-

fügung. Der Kassenkredit betrug zum Jahresabschluss 244.000 €. 
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b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit 
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?  
 

Der erwirtschaftete Gewinn in Höhe von 1.718,05 € soll auf neue Rechnung vorgetragen 

werden. 

  

_______________________________________________________________ 

 

 

Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ertragslage anhand der folgen-

den Fragenkreise zu untersuchen und in seine Berichterstattung einzubeziehen:  

 

Fragenkreis 14:  
 
Rentabilität / Wirtschaftlichkeit  
 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-
ten/Konzernunternehmen zusammen?  
 

Eine Gliederung des Betriebsergebnisses etwa in einen hoheitlichen Bereich und einen 

gewerblichen Bereich wurde nicht vorgenommen.  

 

 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?  
 

Derartiges ist nicht bekannt. 

 

 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leis-
tungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern ein-
deutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?  
 

Die Leistungsbeziehungen zwischen der Stadt und dem Eigenbetrieb werden zu ange-

messenen Bedingungen abgewickelt. Die von der Stadt gewährten Kreditkonditionen 

entsprechen dem eigenen Aufwand der Stadt.  

Die für die Materialbeschaffung vom Eigenbetrieb erzielten Konditionen werden weiter-

gegeben. Die Personal- und Fahrzeug-/Geräteeinsätze werden nach festgelegten Sätzen 

abgerechnet.  

 

 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?  
 

Entfällt. 

 

 

Fragenkreis 15:  
 
Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen  
 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Be-
deutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?  
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In den einzelnen Sparten ergeben sich Unterdeckungen, die jedoch durch Überdeckun-

gen in den anderen Sparten ausgeglichen werden. Hier hängt es wesentlich von der Aus-

lastung in den einzelnen Bereichen ab, die sich aus den wiederum aus den Aufträgen, 

die seitens der Leitung nicht bestimmbar sind. 

 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um wel-
che Maßnahmen handelt es sich?  
 

Eine Anpassung der Verrechnungssätze erfolgte ab Februar 2012. Des Weiteren hängt 

es von der jeweiligen Auslastung ab. Eine weitere Anpassung der Verrechnungssätze 

wurde 2015 und 2016 vorgenommen. 

 

 

Fragenkreis 16:  
 
Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Er-
tragslage  
  

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?  
 
Das Jahresergebnis war wie im Vorjahr positiv. 

 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage 
des Unternehmens zu verbessern?  
 

Die Betriebsleitung hat die Verrechnungssätze für das eingesetzte Personal sowie für die 

Fahrzeuge und Geräte in 2015 erhöht und in 2016 die Verrechnungssätze für das 

Stammpersonal nochmals angehoben. Es wird wie im Vorjahr empfohlen, spätestens 

zum Jahresende 2017 eine Nachkalkulation der Verrechnungssätze vorzunehmen. 

 

 

9 WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS 

 

Das Rechnungsprüfungsamt hat den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- 

und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den La-

gebericht des 

 

Eigenbetriebes „Baubetriebshof Wiesmoor“ 
 

für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2016 geprüft. Die Prüfung erstreckte sich 

gem. § 29 EigBetrVO auch auf die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, die wirt-

schaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes sowie darauf, ob der Eigenbetrieb wirt-

schaftlich geführt wird.  

Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 

deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzenden landesrechtlichen Vor-

schriften (sowie Bestimmungen der Satzung) und die Geschäftsführung des Eigenbetrie-

bes liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung des Eigenbetriebes.  

Aufgabe des Rechnungsprüfungsamtes ist es, auf der Grundlage der durchgeführten 

Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 

und über den Lagebericht, über die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, über die 
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wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes sowie darüber, ob der Eigenbetrieb 

wirtschaftlich geführt wird, abzugeben. 

 

Das Rechnungsprüfungsamt hat die Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 29 

EigBetrVO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist 

die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 

sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsgemäßer Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 

erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigen-

betriebes Anlass zu Beanstandungen geben sowie ob der Eigenbetrieb wirtschaftlich ge-

führt wird.  

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung sowie der wirtschaftlichen 

Verhältnisse wurde entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Fragenkatalog zur Prü-

fung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnis-

se nach § 53 HGrG (IDW PS 720 n. F.) durchgeführt. Ob der Eigenbetrieb wirtschaftlich 

geführt wird, wurde u.a. anhand der Einhaltung des Wirtschaftsplanes 2016 beurteilt. 

 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wurden die Kenntnisse über die Geschäfts-

tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie 

die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung wurden 

die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 

Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwie-

gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 

 

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze  und der 

wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung des Eigenbetriebes sowie die Würdi-

gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Das Rech-

nungsprüfungsamt ist der Auffassung, dass die Prüfung eine hinreichend sichere Grund-

lage für seine Beurteilung bildet. 

 

Vor dem Hintergrund der auf dieser Grundlage gewonnenen Erkenntnisse bestätigt das 

Rechnungsprüfungsamt: 

 

„Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchführung des Eigenbetriebes „Bau-
betriebshof Wiesmoor“ für das Geschäftsjahr 2016 entsprechen nach der pflichtge-
mäßen Prüfung des Rechnungsprüfungsamtes den Rechtsvorschriften. Die Geschäfts-
führung erfolgt ordnungsgemäß. Die Entwicklung der Finanz- und Ertragslage, der Li-
quidität und der Rentabilität geben zu Beanstandungen keinen Anlass. Der Eigenbe-
trieb wird wirtschaftlich geführt.“ 
 

Aurich, den 07.06.2017 

 

Rechnungsprüfungsamt 

des Landkreises Aurich 

 

 

 

 

      Wilken 

Kreisoberamtsrat 
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Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Aurich 
 

 



  
  

 

           ANLAGE 2 

Baubetriebshof Wiesmoor 
Wiesmoor 

 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr  

vom 1. Januar 2016 bis 31. Dezember 2016 
 
 

  2016   2015  
  EUR   EUR  

 
1. Umsatzerlöse  1.728.455,21   1.695.540,03  
2. Erhöhung oder Verminderung des 

Bestands an fertigen und unfertigen 
Erzeugnissen  -3.492,03   4.835,35  

3. Andere aktivierte Eigenleistungen  0,00   14.956,41  
4. Sonstige betriebliche Erträge  5.668,68   5.733,18  
5. Materialaufwand   

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe und für bezogene 
Waren  -28.328,35   -27.853,42  

b) Aufwendungen für bezogene Leis-
tungen  -100.242,84      -76.426,08  

  -128.571,19   -104.279,50  
6. Personalaufwand   

a) Löhne und Gehälter  -989.214,77   -1.003.202,98  
b) Soziale Abgaben und Aufwendun-

gen für Altersversorgung und für 
Unterstützung  -285.859,79       -293.309,16  

  -1.275.074,56   -1.296.512,14  
7. Abschreibungen   

a) Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des An-
lagevermögens und Sachanlagen  -68.754,73   -70.116,66  

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen  -248.618,15   -240.429,44  
9. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge  9,18   45,95  
10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen       -7.691,36       -8.797,61  

11. Ergebnis nach Steuern  1.931,05   975,57  
12. Sonstige Steuern          -213,00         -213,00  

13. Jahresüberschuss        1.718,05          762,57  
14. Nachrichtlich:  

Verwendung des Jahresüberschusses   
a) Gutschrift/Belastung auf Verlust-

vorträge      -1.718,05        -762,57  
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Baubetriebshof Wiesmoor 

Wiesmoor 
 
 

Anhang für das Geschäftsjahr 2016 
 

 

A. Allgemeine Angaben einschließlich der Angaben zu m Unternehmen 

Der Jahresabschluss der Baubetriebshof Wiesmoor wurde nach den Vorschriften der §§ 242 

ff., 264 ff. des HGB  und den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Landes Nieder-

sachsen sowie den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags aufgestellt. 

Bei der Gesellschaft handelt es sich nach den in § 267 HGB angegebenen Größenklassen um 

eine kleine Kapitalgesellschaft. Bei der Aufstellung wurden die größenabhängigen Erleichte-

rungen für mittelgroße Kapitalgesellschaften teilweise in Anspruch genommen. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 

HGB aufgestellt. 

Im Interesse der Klarheit und Übersichtlichkeit sind die nach den gesetzlichen Vorschriften bei 

den Posten der Bilanz bzw. Gewinn- und Verlustrechnung anzubringenden Vermerke in den 

Anhang aufgenommen worden. 

Die Erstellung des Jahresabschlusses erfolgt unter Annahme der Unternehmensfortführung 

(§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB). 

Vermögensgegenstände und Schulden werden zum Abschlussstichtag grundsätzlich einzeln 

bewertet. 

Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss anzuwendenden Ansatz- und Bewertungsme-

thoden werden stetig oder unverändert angewendet. 

Im Berichtsjahr wurden die handelsrechtlichen Neuregelungen infolge des Bilanzrichtli-

nie-Umsetzungsgesetzes (BilRuG) vollumfänglich umgesetzt. Durch die erstmalige Anwen-

dung des BilRUG wurde die Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung um die Posten „Er-

gebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit“ verkürzt und um den Posten „Ergebnis nach 

Steuern“ erweitert. Auswirkungen auf Ansatz, Bewertung und Ausweis einzelner Jahresab-

schlussposten haben sich nicht ergeben. 
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B. Angaben zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmeth oden 

1. Ansatz und Bewertung 

Die immateriellen Vermögensgegenstände  sowie die Gegenstände des Sachanlagever-

mögens  sind mit den Anschaffungskosten vermindert um planmäßige Abschreibungen ange-

setzt. Die Abschreibungen werden entsprechend der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer 

nach der linearen Methode vorgenommen. 

Die Abschreibungssätze werden auf der Grundlage der Abschreibungstabelle in der Kommu-

nalverwaltung Niedersachsen (NDS MBl. No. 2/2007 S. 42) gemäß § 47 Abs. 2 GemHKVO 

angesetzt. 

Für geringwertige Wirtschaftsgüter  mit Anschaffungskosten von über EUR 150,00 bis 

EUR 1.000,00 wird ein Sammelposten gebildet, der jährlich mit 20 % abgeschrieben wird. 

Als betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer werden zugrunde gelegt: 

 
Software 4 Jahre 

Gebäude 65 und 90 Jahre 

Außenanlagen 25 Jahre 

Fuhrpark (Kleintransporte) 3 bis 10 Jahre 

Last- und Nutzfahrzeuge 9 und 10 Jahre 

Betriebs- und Geschäftsausstattung 3 bis 18 Jahre 

Die Bewertung der unfertigen Erzeugnisse, unfertigen Leistungen  erfolgt zu Herstellungs-

kosten. In die Herstellungskosten werden die Material- und Fertigungskosten sowie angemes-

sene Teile der Material- und Fertigungsgemeinkosten einbezogen. 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  werden mit dem Nominalwert angesetzt. 

Erforderliche Einzel- und Pauschalwertberichtigungen waren nicht vorzunehmen. 

Die sonstigen Vermögensgegenstände  und die Forderungen gegen Gesellschafter  sind 

mit dem Nominalwert angesetzt. 

Die liquiden Mittel  sind zum Nominalwert angesetzt. 
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Das Stammkapital  und die Kapitalrücklage  sind zum Nennwert angesetzt. 

Die Rückstellungen  berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtun-

gen. Sie sind ausreichend bemessen und werden in Höhe des nach vernünftiger kaufmänni-

scher Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrags passiviert. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  sind mit ihrem Erfüllungsbetrag ange-

setzt. 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen , die sonstigen Verbindlichkeiten  

sowie die Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter  werden mit ihrem Rückzahlungsbe-

trag angesetzt. 

Aufwendungen  und Erträge  werden auf das Geschäftsjahr abgegrenzt. 

2. Gliederung und Ausweis 

Die Bilanz sowie die Gewinn- und Verlustrechnung sind nach den für Kapitalgesellschaften 

geltenden Vorschriften der §§ 265, 266 und 275 HGB zur Gliederung und zum Ausweis ge-

gliedert. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 

Abs. 2 HGB aufgestellt. 

Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung entspricht den mit Runder-

lass des Niedersächsischen Innenministeriums vom 10. Juni 2011 bekannt gegebenen und für 

verbindlich erklärten Formblättern. 

C. Erläuterungen zu den Posten der Bilanz   

1. Einzelposten des Anlagevermögens 

Die Entwicklung des Anlagevermögens sowie die Abschreibungen des Geschäftsjahres erge-

ben sich aus dem nachfolgend dargestellten Bruttoanlagenspiegel. 



 
 

 

 
                            Anlag 3 

Seite 4 
 
 
 

 
Anschaffungs- und Herstellungskosten 

   

Kumulierte Abschreibungen 
   

Buchwerte 
   

  1.1.2016   Zugänge   Abgänge   31.12.2016   1.1.2016   Zuführungen   Auflösungen   31.12.2016   31.12.2016   31.12.2015  
  EUR   EUR   EUR   EUR   EUR   EUR   EUR   EUR   EUR   EUR  

 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände           

 1.Entgeltlich erworbene Konzessionen,  
ge werbliche Schutzrechte und ähnliche 
Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen 
Rechten und Werten  18.906,85   0,00   0,00   18.906,85   18.904,85   0,00   0,00   18.904,85   2,00   2,00  

 II.Sachanlagen           

 1.Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und 
Bauten einschließlich der Bauten auf fremden 
Grundstücken  761.125,59   0,00   0,00   761.125,59   84.976,59   11.973,00   0,00   96.949,59   664.176,00   676.149,00  

 2.Technische Anlagen und Maschinen  112.815,70   14.754,16   4.165,00   123.404,86   48.187,70   12.733,16   4.164,00   56.756,86   66.648,00   64.628,00  
 3.Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsaus-

stattung  689.033,29   30.008,57   82.521,60   636.520,26   496.930,29   44.048,57   75.204,60   465.774,26   170.746,00   192.103,00  
  1.562.974,58   44.762,73   86.686,60   1.521.050,71   630.094,58   68.754,73   79.368,60   619.480,71   901.570,00   932.880,00  
  1.581.881,43   44.762,73   86.686,60   1.539.957,56   648.999,43   68.754,73   79.368,60   638.385,56   901.572,00   932.882,00  
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2. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände mit einer Restlaufzeit 

 

 
 

unter  
einem Jahr  

TEUR 
 

über  
einem Jahr  

TEUR 
 

Gesamt  
TEUR 

 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  1,9   0,0   1,9  

Vorjahr  1,8   0,0   1,8  

Forderungen gegen Gesellschafter  122,1   0,0   122,1  

Vorjahr  137,4   0,0   137,4  

Sonstige Vermögensgegenstände   1,2   0,0   1,2  

Vorjahr  0,0   0,0   0,0  

Gesamt  125,2   0,0   125,2  

Vorjahr  139,2   0,0   139,2  

3. Eigenkapital 

Gemäß § 3 der Satzung des Eigenbetriebs beträgt das Stammkapital EUR 448.240,00. 
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4. Verbindlichkeiten  

 
Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit 
 

 
 

 
 

Gesamt  
TEUR 

 

 
bis zu  
einem Jahr  

TEUR 
 

 
mehr als  
ein Jahr  

TEUR 
 

davon mehr  
als fünf  
Jahren  

TEUR 
  

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  272,1   40,6   231,5   0,0   

Vorjahr  312,1   40,0   272,1   0,0   

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistun-
gen  23,3   23,3   0,0   0,0   

Vorjahr  17,4   17,4   0,0   0,0   

Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter  276,0   276,0   0,0   0,0   

Vorjahr  256,8   256,8   0,0   0,0   

Sonstige Verbindlichkeiten  37,2   37,2   0,0   0,0   

Vorjahr  36,6   36,6   0,0   0,0   

Gesamt  608,6   377,1   231,5   0,0   

Vorjahr  622,9   350,8   272,1   0,0   

Für die Verbindlichkeiten bestehen im üblichen Umfang branchenübliche bzw. kraft Gesetzes 

entstehende Sicherheiten.  

In den sonstigen Verbindlichkeiten sind enthalten: 

- aus Steuern:    TEUR 36,8 

 (Vorjahr:    TEUR 36,6) 
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D. Angaben zu den Posten der Gewinn- und Verlustrech nung 

Die größenabhängigen Erleichterungen gem. § 288 HGB wurden in Anspruch genommen. 

 

E. Sonstige Angaben 

1. Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen gemäß § 285 Nr. 3 HGB haben im Berichtsjahr nicht be-

standen. 

2. Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 

Die Zahl der im Jahresdurchschnitt beschäftigten Mitarbeiter betrug: 

 

31.12.2016 

 

Betriebsleiter 1 

Fremdpersonal 1 

Beschäftigte 24 

 26 

Als Betriebsleiter ist bestellt: 

-   Johann Burlager, Wiesmoor 

Die Bezüge der Betriebsleitung für das Geschäftsjahr 2016 betrugen TEUR 61,8. 
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Dem Betriebsausschuss gehörten für das Wirtschaftsjahr an: 

-  Bürgermeister Friedrich Völler (Vorsitzender) 

-  Friedhelm Jelken (stellv. Vorsitzender) 

-  Friederike Dirks (ab 14. November 2016) 

- Frieda Dirks (bis 14. November 2016) 

-  Benjamin Feiler (ab 14. November 2016) 

- Walter Harms (bis 14. November 2016) 

- Jens Peter Grohn 

-  Karl-Dieter Jelken  

-  Johannes Kleen 

-  Wolfang Sievers (Grundmandat) 

-  Edgar Weiss (Grundmandat, ab 14. November 2016) 

Bezüge an den Betriebsausschuss wurden nicht geleistet. 

3. Vorschlag zur Ergebnisverwendung 

 
 

EUR 
 

Der Jahresüberschuss in Höhe von   1.718,05  
sowie der Verlustvortrag in Höhe von  -53.840,56  
wird auf neue Rechnung vorgetragen, sodass der 
Verlustvortrag zum 1. Januar 2017 sich beläuft auf  -52.122,51  

 

Wiesmoor, den 24. Februar 2017 

 

      gez. 

Johann Burlager 
-Betriebsleiter- 
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Baubetriebshof Wiesmoor 
Wiesmoor 

 
 
 

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2016 

 

1. Darstellung des Geschäftsverlaufs 

1.1 Allgemein 

Der Baubetriebshof wurde mit Satzung vom 19. November 2005 als Eigenbetrieb der Stadt 

Wiesmoor gegründet. Die Stadt Wiesmoor hat eine Stammkapitaleinlage in Höhe von 

TEUR 448,2 übernommen. Der Eigenbetrieb unterstützt die Stadt Wiesmoor insbesondere 

bei der Wahrnehmung ihrer hoheitlichen Aufgaben im Bereich der Unterhaltung, Bewirt-

schaftung und Verkehrssicherung des städtischen Straßen- und Wegenetzes sowie der Un-

terhaltung und Pflege städtischer Gebäude und Liegenschaften. Das Geschäftsjahr 2016 

schließt mit einem Jahresüberschuss in Höhe von TEUR 1,7. Der Wirtschaftsplan für das 

Geschäftsjahr 2016 ging von einem leicht positiven Ergebnis aus. 

1.2 Sonstige wichtige Vorgänge des Geschäftsjahres 

Sonstige wichtige Vorgänge des abgelaufenen Geschäftsjahres haben sich nicht ereignet. 

2. Darstellung der Lage 

2.1. Vermögenslage 

Die Vermögenslage des Eigenbetriebs ist geordnet. 
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2.1.1 Entwicklung des Anlagevermögens und Investiti onen 

Die Entwicklung und Zusammensetzung des Anlagevermögens und der Investitionen erge-

ben sich aus dem in Anlage 3, Blatt 4, beigefügten Anlagenspiegel. Insgesamt beträgt der 

Anteil des Anlagevermögens am Gesamtvermögen 80,6 %. Wesentliche Investitionen wur-

den im Berichtsjahr in dem Bereich Technische Anlagen und Maschinen in Höhe von 

TEUR 14,7 durchgeführt. Weitere Investitionen beziehen sich auf Anlagen, Betriebs- und 

Geschäftsausstattung, diese beliefen sich auf TEUR 9,8. Die Gesamtinvestititonen des Be-

richtsjahres belaufen sich auf TEUR 115,4. Die Höhe der Abschreibungen im Wirtschafts-

jahr betragen TEUR 68,8. 

2.1.2 Entwicklung und Zusammensetzung des Eigenkapit als 

Das Stammkapital beträgt zum Bilanzstichtag TEUR 448,2 bei einem Jahresüberschuss 

von TEUR 1,7 und einem Verlustvortrag von TEUR 53,8.  

Die Eigenkapitalquote beträgt im Verhältnis zur Bilanzsumme 40,8 %. Die Fremdkapitalquo-

te beträgt 59,2 %.  

2.2. Finanzlage 

Die Finanzlage des Eigenbetriebs ist geordnet. Anfallende laufende finanzielle Verpflich-

tungen konnten aus der vorhandenen Liquidität erfüllt werden. Darlehen wurden im Be-

richtsjahr planmäßig getilgt. 

2.3. Ertragslage 

Der Jahresüberschuss des Geschäftsjahres beträgt TEUR 1,7. Der Wirtschaftsplan für das 

Geschäftsjahr 2016 ging von einem positiven Ergebnis in Höhe von TEUR 2,2 aus. Gemäß 

§ 12 Abs. 1 S. 2 EigBetr.VO wird der Gewinn dahingehend verwendet, dass er den Verlust-

vortrag der vorangegangenen Jahre vermindert. 

3. Vorgänge nach Schluss des Geschäftsjahres 

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Wirtschaftsjahres haben sich 

nicht ereignet. 
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4. Voraussichtliche Entwicklung des Eigenbetriebs 

Der Eigenbetrieb wird sich im Jahr 2017 gemäß Wirtschaftsplan positiv entwickeln. Im Wirt-

schaftsjahr 2017 werden gemäß Wirtschaftsplan Erträge in einer geplanten Höhe von 

TEUR 1.769 bei einem Jahresgewinn in Höhe von TEUR 2,2 erwartet. Der Investitionsplan 

sieht Investitionen in Höhe von TEUR 60 vor. 

5.  Hinweise auf Risiken bei der zukünftigen Entwick lung 

Risiken in der zukünftigen Entwicklung des Eigenbetriebs werden nicht erwartet.    

 

 
Wiesmoor, 24. Februar 2017  
 
 
 

 
__________gez._______________ 

(Johann Burlager) 
- Betriebsleiter - 
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Baubetriebshof Wiesmoor 
Wiesmoor 

 

 

Aufgliederung und Erläuterung der Posten der Bilanz  
zum 31. Dezember 2016 (Anlage ) sowie der Posten der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr  
vom 1. Januar 2016 bis 31. Dezember 2016 (Anlage ) 
 
I. Erläuterungen zu den Posten der Bilanz 

 
A K T I V S E I T E  

 
A. Anlagevermögen 

 
I. Immaterielle Vermögensgegenstände 

 
1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche S chutzrechte und ähn-

liche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rech ten und Werten 

 

 
 1.1.2016  
 EUR  

 Zugänge  
 EUR  

 Abgänge  
 EUR  

 Abschreibungen  
 EUR  

 31.12.2016  
 EUR  

      
EDV-Software  2,00   0,00   0,00   0,00   2,00  

      

 
II. Sachanlagen 

 
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Baute n einschließlich der 

Bauten auf fremden Grundstücken 

 

 
 1.1.2016  
 EUR  

 Zugänge  
 EUR  

 Abgänge  
 EUR  

 Abschreibungen  
 EUR  

 31.12.2016  
 EUR  

      
Grund und Boden  184.800,00   0,00   0,00   0,00   184.800,00  
Gebäude  458.544,00   0,00   0,00   9.559,00   448.985,00  
Außenanlagen  32.805,00   0,00   0,00   2.414,00   30.391,00  

  676.149,00   0,00   0,00   11.973,00   664.176,00  

 
Ausgewiesen werden Grund und Boden, Gebäude und Außenanlage an der 
Hauptstraße 252 in Wiesmoor. 



  
  

 

 

 
           ANLAGE 5 

                SEITE 2 
 
 
 
Die vorgenommenen Abschreibungssätze erfolgen nach der kommunalen Abschrei-
bungstabelle für Niedersachsen gemäß § 47 Abs. 1 GemHKVO nach der linearen Me-
thode. 

 
2. Technische Anlagen und Maschinen 

 

 
 1.1.2016  
 EUR  

 Zugänge  
 EUR  

 Abgänge  
 EUR  

 Abschreibungen  
 EUR  

 31.12.2016  
 EUR  

      
Technische Anlagen und 

Maschinen  64.628,00   14.754,16   1,00   12.733,16   66.648,00  

      

 
Die vorgenommenen Abschreibungssätze erfolgen nach der kommunalen Abschrei-
bungstabelle für Niedersachsen gemäß § 47 Abs. 1 GemHKVO nach der linearen Me-
thode. 

 
3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattu ng 

 

 
 1.1.2016  
 EUR  

 Zugänge  
 EUR  

 Abgänge  
 EUR  

 Abschreibungen  
 EUR  

 31.12.2016  
 EUR  

      
Fuhrpark  155.236,00   20.428,00   7.310,00   32.225,00   136.129,00  
Werkzeuge  4.847,00   0,00   0,00   1.861,00   2.986,00  
Büroeinrichtung  7.143,00   0,00   0,00   950,00   6.193,00  
Sonstige Betriebs- und 

Geschäftsausstattung  9.027,00   0,00   0,00   1.111,00   7.916,00  
Geringwertige Anlagegüter  1,00   0,00   0,00   0,00   1,00  
Sammelposten geringwer-

tige Wirtschaftsgüter  15.849,00   9.580,57   7,00   7.901,57   17.521,00  

  192.103,00   30.008,57   7.317,00   44.048,57   170.746,00  

 
Die vorgenommenen Abschreibungssätze erfolgen nach der kommunalen Abschrei-
bungstabelle für Niedersachsen gemäß § 47 Abs. 1 GemHKVO nach der linearen Me-
thode. 
Für geringwertige Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten von EUR 150,00 bis 
EUR 1.000,00 wird gemäß § 47 Abs. 2 GemHKVO ein Sammelposten gebildet, der 
jährlich mit 20 % abgeschrieben wird. 
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B. Umlaufvermögen 

 
I. Vorräte 

 
1. Unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen 

 

 

 31.12.2016  
 EUR  

 31.12.2015  
 EUR  

   
Unfertige Leistungen  6.363,32   9.855,35  

   

 
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

 
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

 

 

 31.12.2016  
 EUR  

 31.12.2015  
 EUR  

   
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  1.902,19   1.829,18  

   

 
Die ausgewiesenen Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind durch eine ab-
gestimmte Saldenliste und eine Offene-Posten-Liste nachgewiesen. Zum Bilanzstich-
tag wurden keine Saldenbestätigungen eingeholt. 
Zum  Zeitpunkt  der  Jahresabschlusserstellung  war  der  überwiegende   Teil   des   
zum  
Bilanzstichtag offenen Saldos ausgeglichen. 
Die Bildung von Einzel- und Pauschalwertberichtigungen zu Forderungen waren zum 
Bilanzstichtag nicht erforderlich. 
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2. Forderungen gegen Gesellschafter 

 

 

 31.12.2016  
 EUR  

 31.12.2015  
 EUR  

   
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  122.131,64   137.379,90  

   

 
Die ausgewiesenen Forderungen aus Lieferungen und Leistungen gegen 
die Stadt Wiesmoor sind durch eine abgestimmte Saldenliste und Offe-
ne-Posten-Liste nachgewiesen.  
Zum Zeitpunkt der Abschlusserstellung war in etwa die Hälfte der Forde-
rungen des zum Bilanzstichtag  offenen Saldos ausgeglichen.  

 
3. Sonstige Vermögensgegenstände 

 

 

 31.12.2016  
 EUR  

 31.12.2015  
 EUR  

   
Arbeitsgemeinschaft Arbeit und Soziales, Aurich  1.156,34   0,00  
Im Folgejahr abzugsfähige Vorsteuern  20,71   3,14  

  1.177,05   3,14  

 
III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 

 

 

 31.12.2016  
 EUR  

 31.12.2015  
 EUR  

   
Termingeldeinlagen  75.000,00   33.000,00  
Kontokorrentguthaben  9.478,07   3.339,54  
Kasse  343,56   148,11  

  84.821,63   36.487,65  
 

Der Kassenbestand und die ausgewiesenen Guthaben sind durch ein Kas-
senbuch und den letzten Kontoauszug des Berichtsjahres sowie den ersten 
des Folgejahres nachgewiesen. 
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P A S S I V S E I T E 
 
 

 
A. Eigenkapital 

 
I. Stammkapital 

 

 

 31.12.2016  
 EUR  

 31.12.2015  
 EUR  

   
Stammkapital  448.240,00   448.240,00  

   

 
Das Stammkapital des Eigenbetriebs beträgt gemäß § 3 der Betriebssat-
zung EUR 448.240,00. 

 
II. Kapitalrücklage 

 

 

 31.12.2016  
 EUR  

 31.12.2015  
 EUR  

   
Kapitalrücklage   

− Vortrag  60.210,15   60.210,15  

   

 
III. Bilanzverlust 

 
1. Verlustvortrag 

 
  2016   2015  
 EUR EUR 

   
Stand 1. Januar  -53.840,56   -54.603,13  
Jahresüberschuss   1.718,05   762,57  

Stand 31. Dezember  -52.122,51   -53.840,56  
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2. Jahresüberschuss 

 
  31.12.2016   31.12.2015  
 EUR EUR 

   

Jahresüberschuss  1.718,05   762,57  

 
B. Rückstellungen 

 
1. Sonstige Rückstellungen 

 

 
 1.1.2016  
 EUR  

 Verbrauch  
 EUR  

 Auflösung  
 EUR  

 Zuführung  
 EUR  

 31.12.2016  
 EUR  

      
Urlaubsansprüche  18.594,00   18.594,00   0,00   20.803,00   20.803,00  
Überstundenansprüche  11.665,00   11.665,00   0,00   11.145,00   11.145,00  
Stromkosten  3.708,00   0,00   0,00   3.708,00   7.416,00  
Erstellung Jahresab-

schluss  2.970,00   0,00   0,00   2.970,00   5.940,00  
Ausstehende Rechnungen  0,00   0,00   0,00   4.760,00   4.760,00  
Prüfung Jahresabschluss  2.950,00   1.993,80   956,20   2.000,00   2.000,00  
Archivierung  1.000,00   0,00   0,00   0,00   1.000,00  

  40.887,00   32.252,80   956,20   45.386,00   53.064,00  

 
 

Die am Bilanzstichtag noch ausstehenden Verpflichtungen aus Urlaubs- 
und Überstundenansprüchen  wurden unter Berücksichtigung der Arbeit-
geberanteile zur Sozialversicherung ermittelt und zurückgestellt. 
Für die Jahresabschlusserstellung und -prüfung  werden Aufwendungen 
in wahrscheinlicher Höhe zurückgestellt. 
Für die Archivierung von Geschäftsunterlagen im Rahmen der öffentlichen 
rechtlichen Aufbewahrungspflichten wurde eine Rückstellung in wahr-
scheinlicher Höhe ermittelt und zurückgestellt. 
Für den zu erwartenden Berufsgenossenschaftsbeitrag  für das Ge-
schäftsjahr 2016 wurde eine Rückstellung in wahrscheinlicher Höhe gebil-
det. 
Die ausstehenden Rechnungen  betreffen vereinbarte aber noch nicht ab-
gerechnete Leistungen für die Buchhaltung. 
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C. Verbindlichkeiten 

 
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

 

 

 31.12.2016  
 EUR  

 31.12.2015  
 EUR  

   
Darlehen   

− Raiffeisen-Volksbank eG, Kto.-Nr.: 0215051457  186.074,45   204.051,82  
− Raiffeisen-Volksbank eG. Kto.-Nr.: 0215051460  45.208,22   53.958,26  
− Raiffeisen-Volksbank eG, Kto.-Nr.: 0215051458  40.830,56   54.072,92  

  272.113,23   312.083,00  
 

Das Darlehen bei der Raiffeisen-Volksbank eG mit der Kto.-Nr. 
0215051457 wurde im Berichtsjahr vereinbarungsgemäß getilgt. Die Zinsen 
beliefen sich dabei auf EUR 6.022,63. Der vereinbarte Zinssatz beträgt 
3,075 %. 
Das Darlehen bei der Raiffeisen-Volksbank eG mit der Kto.-Nr. 
0215051458 wurde im Berichtsjahr vereinbarungsgemäß getilgt. Die Zinsen 
beliefen sich dabei auf EUR 667,24 Der vereinbarte Zinssatz beträgt 
1,3900 %. 
Das Darlehen bei der Raiffeisen-Volksbank eG mit der Kto.-Nr. 
0215051460 wurde im Berichtsjahr vereinbarungsgemäß getilgt. Die Zinsen 
beliefen sich dabei auf EUR 808,30. Der vereinbarte Zinssatz beträgt 
1,5950 %. 
Die ausgewiesenen Verbindlichkeiten wurden jeweils mit dem Zins- und Til-
gungsplan abgestimmt. 

 
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  

 

 

 31.12.2016  
 EUR  

 31.12.2015  
 EUR  

   
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  23.307,78   17.407,26  

 
Die ausgewiesenen Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sind 
durch eine abgestimmte Saldenliste und eine Offene-Posten-Liste nachge-
wiesen. 
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Zum  Zeitpunkt  der  Jahresabschlusserstellung   war   der   überwiegende  Teil  der  
zum Bilanzstichtag offenen Verbindlichkeiten ausgeglichen. 

 
3. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter 

 

 

 31.12.2016  
 EUR  

 31.12.2015  
 EUR  

   
Kassenkredite  244.000,00   244.000,00  
Lieferungen und Leistungen  31.962,46   12.645,64  
aus Steuern  25,21   188,26  

  275.987,67   256.833,90  
 

Den Kassenkrediten  liegen Vereinbarungen vom  26. November 2010 und 
18. November 2011 zugrunde. Die Darlehen sind verzinslich. Die Rückzah-
lung ist freibleibend. 
Die ausgewiesenen Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  
sind durch eine abgestimmte Saldenliste und eine Offene-Posten-Liste 
nachgewiesen.  

 
4. Sonstige Verbindlichkeiten 

 

 

 31.12.2016  
 EUR  

 31.12.2015  
 EUR  

   
Aus Steuern   

− Lohnsteuer  36.786,51   36.616,47  
Aus Löhnen und Gehältern  381,00   0,00  

  37.167,51   36.616,47  

 
 



 
 

 

           ANLAGE 5 

                SEITE 9 

 

 

II.  Erläuterungen zu den Posten der Gewinn- und Ver lustrechnung 
 

 
1. Umsatzerlöse 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Umsatzerlöse  1.728.455,21   1.695.540,03  

   

 
2. Erhöhung oder Verminderung des Bestands an ferti gen und unfertigen Er-

zeugnissen 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Bestandsveränderung unfertige Leistungen  -3.492,03   4.835,35  

   

 
3. Andere aktivierte Eigenleistungen 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Aktivierte Eigenleistungen  0,00   14.956,41  

   

 
4. Sonstige betriebliche Erträge 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Erträge aus Anlagenverkäufen  2.260,00   557,00  
Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen  956,20   5.083,62  
Übrige  2.452,48   92,56  

  5.668,68   5.733,18  
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5. Materialaufwand 

 
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe  und für bezogene Waren 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und bezogene Waren  28.328,35   27.853,42  

   

 
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Bezogene Leistungen  100.242,84   76.426,08  

   

 
6. Personalaufwand 

 
a) Löhne und Gehälter 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Löhne und Gehälter  1.003.450,69   1.027.382,76  
Löhne und Gehälter 1-Euro-Jobs  6.291,00   6.417,75  
Zuschüsse Argentur für Arbeit  -20.526,92   -30.597,53  

  989.214,77   1.003.202,98  
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b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversor gung und für Unter-

stützung 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Krankenkassenbeiträge  272.340,18   278.502,27  
Niedersächsische Versorgungskasse  10.105,74   10.192,51  
Berufsgenossenschaftsbeiträge  3.193,87   3.810,15  
Freiwillige soziale Aufwendungen, LSt-frei  220,00   804,23  

  285.859,79   293.309,16  

 
7. Abschreibungen 

 
a) Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenst ände des Anlagever-

mögens und Sachanlagen 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Sachanlagevermögen  60.851,16   62.492,72  
Abschreibungen auf Sammelposten  

geringwertige Wirtschaftsgüter  7.903,57   7.623,94  

  68.754,73   70.116,66  
 

Auf die Erläuterungen zum Anlagevermögen sowie auf die in Anlage 3, 
Blatt 4 dargestellte Entwicklung des Anlagevermögens wird hingewiesen. 
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8. Sonstige betriebliche Aufwendungen 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Fuhrparkkosten   

− Reparaturen und Instandhaltungen  38.914,31   49.116,63  
− Laufende Betriebskosten  43.227,35   49.048,99  
− Leasingfahrzeugkosten  41.932,76   31.945,85  
− Versicherungen  9.701,06   10.131,97  
− Fremdfahrzeuge  1.673,38   0,00  
  135.448,86   140.243,44  
Übrige Betriebskosten   

− Reparaturen und Instandhaltungen  15.775,70   15.176,62  
− Werkzeuge und Kleingeräte  13.076,58   9.491,68  
− Arbeitskleidung Arbeitnehmer  8.970,37   5.527,04  
− Übrige  10.392,32   8.907,36  
  48.214,97   39.102,70  
Verwaltungskosten   

− Buchführungskosten  7.703,75   7.716,95  
− Erstellungs- und Prüfungskosten Jahresab-

schluss  4.970,00   6.049,45  
− Telekommunikation  2.987,75   4.880,82  
− Versicherungen, Gebühren und Beiträge  1.645,32   1.915,95  
− Schulungskosten Arbeitnehmer  885,00   1.665,39  
− Wartungskosten Hard- und Software  1.404,45   1.626,29  
− Mieten für Einrichtungen  1.415,14   1.416,57  
− Bürobedarfsmittel  1.367,33   1.012,35  
− Reisekosten Arbeitnehmer  75,00   207,74  
− Nicht abzugsfähige Betriebsausgaben  0,00   12,00  
− Übrige  249,29   1.494,86  
  22.703,03   27.998,37  
Raumkosten   

− Strom, Gas, Wasser  5.985,15   6.973,79  
− Übrige  775,45   915,84  
  6.760,60   7.889,63  
Dienstleistungspauschale  25.000,00   25.000,00  
Forderungsverluste  3.172,69   195,30  
Anlagenabgänge (Buchverlust)  7.318,00   0,00  

  248.618,15   240.429,44  
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9. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Termingeldeinlagen  8,32   0,00  
Kontokorrentguthaben  0,86   45,95  

  9,18   45,95  

 
10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Darlehen Raiffeisen Volksbank eG  7.498,17   8.365,53  
Kassenkredite Stadt Wiesmoor  193,19   432,08  

  7.691,36   8.797,61  

 
11. Ergebnis nach Steuern 

 
  2016   2015  
 EUR EUR 

   

Ergebnis nach Steuern  1.931,05   975,57  

 
12. Sonstige Steuern 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
Kraftfahrzeugsteuer  213,00   213,00  
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13. Jahresüberschuss 

 
  2016   2015  
 EUR EUR 

   

Jahresüberschuss  1.718,05   762,57  

 
14. Nachrichtlich:  

Verwendung des Jahresüberschusses 

 

 

 2016  
 EUR  

 2015  
 EUR  

   
a) Gutschrift/Belastung auf Verlustvorträge  1.718,05   762,57  
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Rechtliche Grundlagen 

 

Firma Baubetriebshof Wiesmoor 

Sitz Wiesmoor 

Rechtsform Eigenbetrieb, der als organisatorisch, verwaltungsmäßig 

und finanzwirtschaftlich gesonderte Einrichtung der Stadt 

Wiesmoor ohne eigene Rechtspersönlichkeit nach der 

Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) vom 15. Novem-

ber 2005 (Nds. GVBl. S. 342), geführt wird. 

Betriebssatzung Vom 19. November 2005; in der geänderten Fassung 

vom   15. Dezember 2008. 

Geschäftsjahr Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das Haushalts-

jahr der Stadt Wiesmoor. 

Offenlegung Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 wurde im 

elektronischen Unternehmensregister offengelegt. 

Stammkapital Das Stammkapital beträgt EUR 448.240,00 und ist voll 

eingezahlt. 

Gegenstand des Eigenbetriebs Gegenstand des Eigenbetriebs ist die Unterhaltung, Be-

wirtschaftung und Verkehrssicherung von Straßen, Brü-

cken, Plätzen und Friedhöfen, die Unterhaltung von Ge-

bäuden und Liegenschaften, Schulen, Sport- und Frei-

zeitanlagen und des Landschaftsparks, die Erbringung 

von Bestattungsleistungen, der Winterdienst sowie der 

zentrale Hausmeisterservice. Hierzu kommen als nach-

weispflichtige Aufgaben die Straßenkontrolle, die Baum-

kontrolle sowie die Planung, Unterhaltung und Kontrolle 

der Spielplätze und die Erbringung von Planungs- und 

Ingenieurleistungen gegenüber der Stadt Wiesmoor und 

deren Gesellschaften. 

 

1.  Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse 
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Der Eigenbetrieb kann alle seine Zwecke fördern und ihn 

wirtschaftlich berührende Geschäfte betreiben. 

Organe Organe des Eigenbetriebs sind die Betriebsleitung und 

der Betriebsausschuss. 

Betriebsleitung Die Betriebsleitung leitet den Eigenbetrieb selbständig 

und führt dessen laufende Geschäfte. Sie ist für eine 

wirtschaftliche Aufgabenführung verantwortlich und im 

Rahmen des Wirtschaftsplanes und der Zielvereinbarung 

zu Entscheidungen befugt. 

Die Aufgaben der Betriebsleitung sind im Einzelnen in 

§ 5 der Betriebssatzung geregelt. 

Zur Leitung des Eigenbetriebs ist bestellt: 

- Johann Burlager, Wiesmoor (Betriebsleiter) 

Betriebsausschuss Der Rat der Stadt Wiesmoor bildet nach § 140 NKomVG 

i. V. m. § 5 Abs. 3 EigBetrVO einen Betriebsausschuss. 

Der Betriebsausschuss setzt sich aus den stimmberech-

tigten Mitgliedern des Hauptausschusses gem. § 74 Abs. 

1 NKomVG zusammen. Der Bürgermeister ist Mitglied 

des Betriebsausschusses. 

Die Aufgaben des Betriebsausschusses sind im Einzel-

nen in § 6 der Betriebssatzung geregelt. 

Vorjahresabschluss Der Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2015 wurde 

durch das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Au-

rich geprüft und mit einem uneingeschränkten Bestäti-

gungsvermerk vom 9. August 2016 versehen. 
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Der Jahresabschluss zum 31. Dezem-

ber 2015 sowie der Lagebericht für das 

Geschäftsjahr 2015 wurde am 

26. September 2016 in der geprüften 

Fassung vom Rat der Stadt Wiesmoor  

festgestellt. 

Der Betriebsausschuss sowie der Ver-

waltungsausschuss haben jeweils am 

12. September 2016 einen entspre-

chenden Empfehlungsbeschluss ge-

fasst. 

Dem Betriebsleiter wurde für das Wirt-

schaftsjahr 2015 Entlastung erteilt. 

 

 

Zuständiges Finanzamt Aurich 

Steuerliche Verhältnisse Der Eigenbetrieb unterliegt als rechtlich unselbständiges, 

organisatorisch und wirtschaftlich verselbständigtes 

Sondervermögen der Stadt Wiesmoor nur mit seinem 

Betrieb gewerblicher Art (BgA) der Körperschaft-, Ge-

werbe- und Umsatzsteuer. Steuerschuldner der Umsatz-

steuer ist die Stadt Wiesmoor. 

Der Eigenbetrieb wird nicht überwiegend mit Gewinner-

zielungsabsicht betrieben. Ein Gewinn aus dem Betrieb 

gewerblicher Art liegt nach Aussagen der Betriebsleitung 

nicht vor. 

Steuerbescheide Steuererklärungen sind bisher nicht abgegeben worden. 

Steuerliche Außenprüfung Steuerliche Außenprüfungen haben bisher nicht stattge-

funden. 

 

2.  Steuerliche Verhältnisse 



 
 

 

 


